
Dabei ist der Hechtsmittelführer nicht verpflichtet, den Nachweis 
zu erbringen, daß die Entscheidung tatsächlich durch diese Verfahrens­
mängel beeinflußt wurde. Entscheidend ist vielmehr, daß unter den 
konkreten Umständen eine solche Möglichkeit besteht. Wenn z. B. in 
der Hauptverhandlung der Vorsitzende das Fragerecht des Angeklag­
ten fortlaufend nicht beachtet hat, liegt offensichtlich eine Verletzung 
eines prozessualen Rechts des Angeklagten durch das Gericht vor. 
Diese Verletzung kann im konkreten Fall einen Einfluß auf das Urteil 
haben.

3. Verletzung des Strafgesetzes

Es bedarf keiner besonderen Erläuterung, daß es im Interesse der * 
Rechtssicherheit notwendig ist, daß die Gerichte nicht nur den Sach­
verhalt richtig aufklären und würdigen, sondern auch rechtlich richtig 
beurteilen, d. h. die der konkreten Straftat entsprechenden Gesetze 
richtig anwenden. Deskalb kann das Rechtsmittel mit Erfolg auch 
darauf gestützt werden, daß eine Nichtanwendung oder eine unrichtige 
Anwendung des Strafgesetzes vorliegt.

Eine Nichtanwendung liegt immer dann vor, wenn eine an sich 
anzuwendende Norm übersehen wurde oder eine Norm nicht voll­
ständig angewandt wurde. Das ist z. B. der Fall, wenn der Angeklagte 
einen Betrug und in Tateinheit damit eine Urkundenfälschung be­
gangen hat, das Gericht ihn aber nur wegen des Betrugs (§ 263 StGB) 
verurteilt, dagegen aber § 267 StGB nicht angewandt hat oder das 
Gericht eine vom Gesetz zwingend vorgeschriebene Zusatzstrafe nicht 
ausgesprochen hat u. ä.

Nicht immer lassen sich die Nichtanwendung und die unrichtige 
Anwendung eines Gesetzes scharf voneinander abgrenzen. Unrichtig 
wurde das Gesetz immer dann angewendet, wenn das Gericht die 
strafbare Handlung nicht richtig subsumiert hat oder sich von falschen 
rechtspolitischen Erwägungen leiten ließ. Das ist z. B. dann der Fall, 
wenn es infolge einer Verkennung der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Handlung oder aus anderen Gründen ein falsches Gesetz angewandt hat.

Die Nichtanwendung bzw. unrichtige Anwendung der Gesetze kann 
sich auch auf die Entscheidung materiell-rechtlicher Vorfragen er­
strecken, so z. B. auf zivilrechtliche Fragen (§ 215 StPO), wie etwa die 
Entscheidung über das Eigentum an einer gestohlenen Sache oder auf 
verwaltungsrechtliche Vorfragen, wie z. B. über den Begriff eines Vor­
gesetzten usw. Protest oder Berufung können schließlich mit Erfolg
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